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Breitbandausbau muss Priorität werden 
Nordrhein-Westfalen ist nach wie vor ein digitales Entwicklungsland. Vor 
allem im ländlichen Raum haben die Menschen es oft schwer, eine 
stabile und schnelle Internetverbindung aufzubauen. Was fehlt, ist ein 
flächendeckendes Breitbandnetz. In Ballungszentren wie auf dem Land 
ist ein leistungsfähiges Breitbandnetz inzwischen nicht nur ein Standort-
faktor, sondern unverzichtbar für die Teilhabe der Menschen am beruf-
lichen, schulischen und gesellschaftlichen Leben. „Teile Nordrhein-West-
falens sind abgekoppelt von der digitalen Welt“, bilanziert Ralph Bombis, 
Sprecher für Mittelstand und Handwerk der FDP-Fraktion. Der Breit-
bandausbau müsse endlich Priorität für die Landesregierung bekommen. 
Deshalb reiche es nicht, einfach nur Mittel des Bundes durchzureichen. 
In einem gemeinsamen Antrag fordern CDU und FDP nun, dass das Land 
die Kommunen bei der Akquirierung von Fördermitteln für den Breit-
bandausbau durch die neue Breitbandförderrichtlinie des Bundes unter-
stützt. „Internet ist ein Grundrecht. Internet ist die Grundlage für Mei-
nungsvielfalt, Partizipation und Wohlstand“, betont der liberale Sprecher 
für Digitales und Gründungskultur, Marcel Hafke, und mahnt vor einem 
gesellschaftlichen Konflikt, wenn der Zugang zu schnellem Internet nicht 
bald für alle Menschen Wirklichkeit werde. 

 FDP/CDU-Antrag: Chancen für flächendeckenden Ausbau digitaler Inf-

rastrukturen nutzen  

Humanitärer Schutz statt Asyl 
Der anhaltende Zustrom von Flüchtlingen stellt die Kommunen in NRW 
täglich vor neue Herausforderungen. NRW braucht dringend eine geord-
nete Flüchtlingsaufnahme. Der Landtag debattierte die Lage auf Antrag 
der FDP in einer Aktuellen Stunde. Fraktionsvize Joachim Stamp kriti-
sierte, der Eindruck, es gebe eine Generaleinladung nach Deutschland, 
sei ein „Kommunikationsfehler“ der Kanzlerin gewesen, der dringend 
korrigiert werden müsse. Stamp warf Rot-Grün Konzeptionslosigkeit vor 
und warb für einen Gesetzentwurf der Freien Demokraten, der Bürger-
kriegsflüchtlingen vorübergehenden humanitären Schutz statt Asyl ge-
währt. „Dadurch könnten die Asylverfahren entlastet und Anreize zur 
Verringerung des Zustroms von Flüchtlingen unter Wahrung der hohen 
humanitären Standards Deutschlands erreicht werden“, so Integrations-
experte Stamp. Die Vorteile: Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge wird entlastet, die Asylverfahren damit beschleunigt. Kriegsflücht-
lingen wird der direkte Zugang zum Arbeitsmarkt und zu Integrationskur-
sen gewährt. Der Familiennachzug wird begrenzt und eine unkompli-
zierte Rückführung nach Kriegsende ermöglicht. Gut integrierte Flücht-
linge können eine dauerhafte Niederlassungserlaubnis erhalten und 
auch nach Kriegsende bleiben, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind.  

 Gesetzentwurf zur Gewährung vorübergehenden nationalen humani-
tären Schutzes 

 Fragen und Antworten zum Gesetzentwurf 
 

„Wir können nicht täglich 10.000 Flüchtlinge aufnehmen. Die Zahlen 
müssen sinken“, ist FDP-Fraktionschef Christian Lindner überzeugt. 
Von der Kanzlerin müsse jetzt das Signal ausgehen, dass Deutschland 
weiter zur Solidarität für Menschen in Not stehe, aber gleichzeitig die 
Zugangszahlen reduzieren müsse. Zum Beispiel durch einheitliche eu-
ropäische Regeln für das Asyl oder durch eine Stabilisierung der Län-
der Türkei, Jordanien und Libanon. FDP-Fraktionsvize Joachim Stamp 
verurteilt das schwarz-rote Gezänk in der Flüchtlingspolitik. Ob Tran-
sitzone oder Einreisezentrum, „bei beiden Vorschlägen geht es zu 
Recht darum, über Flüchtlinge mit geringer Bleibeperspektive in ge-
strafften Verfahren möglichst schnell zu entscheiden und sie im Regel-
fall direkt aus den Einrichtungen in ihre Herkunftsländer zurückzuschi-
cken“, so Stamp.  

 Lindner in der FAZ: Vorübergehender humanitärer Schutz statt Asyl 

 Stamp in der Huffington Post: Handeln statt Gezänk 

  „Wir können nicht täglich 10.000   
  Flüchtlinge aufnehmen.“   
 

Weitere Initiativen der FDP-Landtagsfraktion 

Neu im Landtag: Andreas Terhaag ist neuer Abgeordneter der FDP im NRW-Landtag. Der 
47jährige Mönchengladbacher rückt für Kai Abruszat nach, der bei der Kommunalwahl in 
Stemwede mit 56,8 % zum neuen Bürgermeister gewählt wurde und sein Landtagsmandat 
niedergelegt hat. Terhaag wird Sprecher für Haushaltskontrolle, stellvertretender Vorsit-
zender des Ausschusses für Haushaltskontrolle und Mitglied im Petitionsauschuss. 
 Liberale Abgeordnete 
Leben retten: Plötzlicher Herztod und Kreislaufstillstand anderer Ursache ist die dritthäu-
figste Todesursache in Deutschland. Angst und Unkenntnis lässt Laien zögern, Erste Hilfe 
zu leisten. Um potenzielle Ersthelfer zu stärken, schlägt die FDP Fraktion etwa vor, eine 
Ersthelfer-App zu entwickeln oder ab der 7. Klasse Erste Hilfe-Unterricht einzuführen. 

 FDP-Antrag: Erste Hilfe fördern – Leben retten  
Dialog: In der Reihe „Werkstattgespräche“ lädt die Fraktion regelmäßig zur Diskussion ak-
tueller Fragen ein. Im November: „Was darf Medizin – ethisch, rechtlich, menschlich?“ am 
11. November und „Landesnaturschutzgesetz: Steht der ländliche Raum jetzt endgültig auf 
dem Abstellgleis?“ am 18. November. 

 Einladung und Anmeldung 

 

FDP will Vorratsdatenspeicherung kippen 

Vom Bundesverfassungsgericht kassiert, vom Europäi-
schen Gerichtshof abgewehrt, ist sie nun wieder da: die 
Vorratsdatenspeicherung. CDU/CSU und SPD im Bun-
destag haben entschieden, die Verkehrsdaten aller Bür-
ger anlasslos und verdachtsunabhängig zu erfassen und 
zu speichern. Die FDP-Fraktion hat die Landesregierung 
nun aufgefordert, sich im Bundesrat gegen dieses Ein-
spruchsgesetz zu stellen. Die Freien Demokraten wol-
len die Grundrechte der Bürger verteidigen und ihre 
anlasslose Überwachung stoppen. Fraktionschef Chris-
tian Lindner und der FDP-Fraktionsvorsitzende in 
Schleswig-Holstein, Wolfgang Kubicki, haben bereits 
angekündigt Verfassungsbeschwerde gegen das Gesetz 
zur Vorratsdatenspeicherung erheben zu wollen. 

 FDP-Antrag: Vorratsdatenspeicherung kippen 
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